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Wo es Faschismus gibt

Portugal als Modell?
Estado Novo und Austrofaschismus, ein Vergleich – Teil 1

Eine Beschreibung des Austrofaschis-
mus, die allein mit dem Vergleich zum
Nationalsozialismus in Deutschland
operiert, wirkt in hohem Maße ver-
harmlosend oder sogar legitimierend.
Um zu einer ernsthaften historischen
Aufarbeitung und Einordnung des aus-
trofaschistischen Regimes zu gelan-
gen, wäre es notwendig, den Blick auf
andere europäische Staaten zu richt-
en, in denen sich eine ganz ähnliche
Ausprägung des Faschismus entwick-
eln, und im Fall Portugals, bis in die
70er Jahre hinein halten konnte.

n EVA KRIVANEC

Die Jahre 1934 bis 1938 zählen in
Österreich bis heute zu den am schlecht-
esten erforschten Perioden der
Geschichte des Landes. [1] Und das ist
kein Zufall, geht doch die Verdrängung
und Verleugnung einer originär öster-
reichischen Ausprägung des Faschismus
Hand in Hand mit der „Opferthese“ und
damit mit dem konstitutiven Konsens
der Zweiten Republik. Auch das In-
teresse an der (Zeit-)Geschichte schein-
bar von „Mitteleuropa“ so weit entfern-
ter Staaten wie Spanien und Portugal,
die uns aber wesentliche Hinweise auf
die Formierung eines katholisch-reak-
tionär geprägten Faschismus geben kön-
nte, ist nicht besonders groß.

Der folgende Vergleich versucht ein
wenig, die Nebel zu lichten, die den
Austrofaschismus umgeben – die Nähe
zu gewissen Ideologien und Positionen
der „Wenderegierung“ anno 2000 und

des österreichischen Selbstverständniss-
es insgesamt, dürfte auch nicht auf
reinem Zufall gründen ...

Portugal 1910 bis 1926
Im europäischen Vergleich erstaunlich
früh erlebte Portugal eine liber-
al-demokratische Revolution, die in der
Nacht vom 4. auf den 5. Oktober 1910
der konstitutionellen Monarchie ein
Ende setzte und die Erste Republik prok-
lamierte. Diese „urbane Revolution“ –
sie hatte außer in den städtischen Zen-
tren Lissabon und Porto kaum Rückhalt
– konnte sich dennoch in einem zutiefst
agrarischen und katholisch durchdrun-
g e n e n  L a n d  w i e  P o r t u g a l
durchsetzen. [2] Das politische Pro-
gramm und die ersten wesentlichen
Maßnahmen der provisorischen
Regierung unter der zunächst noch
geeinten Liberalen Partei, die sich ein
Jahr später in vier Parteien spaltete,
von der Demokratischen Partei auf der
linksliberalen Seite zur Republikanischen
Unionspartei auf der rechten, kamen de-
mentsprechend einem politischen Erd-
beben gleich: Antiklerikale Maßnah-
men wie etwa das Verbot der Jesuiten
und einiger anderer Ordensgemein-
schaften, die Trennung von Staat und
Kirche, das Verbot von Adelstiteln, aber
auch ein liberales Familienrecht, das zu
einer ersten Gleichstellung von Frauen
und Männern führte, Scheidungen
grundsätzlich ermöglichte und die An-
erkennung und den Schutz „illegitimer“
Kinder und ihrer Mütter festschrieb,
sowie  Versammlungsfre ihe i t ,
Streikrecht, die Reorganisation des
staatlichen Bildungswesens, die Grün-
dung der staatlichen Universitäten von

Lissabon und Porto und einzelne
wichtige soziale Reformen in Richtung
Wohlfahrtsstaat waren Eckpfeiler eines
Modernisierungsschubs, der – aus lib-
eraler Perspektive – kaum radikaler
sein konnte. Diese politische Orien-
tierung rief die erbitterte Gegnerschaft,
sowohl der monarchistischen Strömun-
gen als auch der Kirche auf den Plan,
denen an einer Destabilisierung der Re-
publik gelegen war. So kam es während
des Bestehens der Ersten Republik zu
einer großen Anzahl von monarchis-
tischen oder militärischen Putschver-
suchen, zu einer Fülle von politisch mo-
tivierten Attentaten aus den verschie-
densten Richtungen, zu insgesamt drei
– relativ kurzlebigen und meist durch
Attentate beendeten, teilweise aber
sehr populären – Diktaturen und zu ein-
er rasch unter republikanische Kon-
trolle gebrachten monarchistischen
Sezession der nördlichen Regionen.

Auch die ArbeiterInnenbewegung kon-
nte sich mit der Gründung der ersten
permanenten Gewerkschaftsstruktur auf
nationaler Ebene im Jahr 1909 festi-
gen. Innerhalb dieser dominierte der
anarcho-syndikalistische Flügel, der
auch die stärkste Dynamik und den
höchsten Mobilisierungsgrad aufwies.
Allein im Jahr 1911 fanden 193 Streiks
statt, die nahezu alle wirtschaftlichen
Sektoren und vor allem auch den
ländlichen Raum ergriffen. Während
die Gewerkschaften in der ersten Zeit
noch einige Hoffnungen in die Republik
setzten und auch tatsächlich Erfolge ver-
buchen konnten, spitzte sich der Konf-
likt zwischen ArbeiterInnenbewegung
und Regierung zu, bis es mit dem Ein-
tritt Portugals in den Ersten Weltkrieg
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und der Antikriegsbewegung der Arbeit-
erInnenschaft zum endgültigen Bruch
und zu massiver staatlicher Repression
kam – im Jahr 1917 wurde ein General-
streik blutig niedergeschlagen. Nach
dem Ende des Kriegs, der die portugie-
sische Bevölkerung mit Hungersnöten,
mehreren Typhus- und Grippeepi-
demien und einem desaströsen Krieg-
seinsatz portugiesischer Armeeeinheit-
en in Frankreich zurückließ, verstärkte
sich der militante gewerkschaftliche Ak-
tivismus noch. Dennoch konnte in den
Nachkriegsjahren die Demokratische
Partei bei den Wahlen 1919 und 1921
noch Erfolge erzielen, auch wenn sich
die nationalistische Rechte und diverse
faschistische Strömungen, v.a. im Inte-
gralismo Lusitano formierten und zuneh-
mend radikalisierten, wie auch der poli-
tische Katholizismus, vor allem im in-
tellektuellen Milieu, im besonderen an
der Universität Coimbra, der wichtig-
sten Universität des Landes immer
mehr Zuspruch fand.

Österreich 1918 bis 1933
In Österreich bedurfte es bekanntlich
der Katastrophe des Ersten Weltkriegs
und des Zusammenbruchs der Mo-
narchie, damit sich eine demokratische
Republik bilden konnte. Die Radikalität
des Bruchs – nicht lediglich auf territo-
rialer Ebene – sollte jedoch auch hier
nicht unterschätzt werden. Der konse-
quente Parlamentarismus, der sich in
den provisorischen Verfassungen, zum
Teil auch noch im B-VG von 1920 ar-
tikuliert hat; die relativ großzügige
Sicherung von demokratischen Grun-
drechten; die gerade in den ersten zwei
Jahren rasch vorangetriebene Sozialpol-
itik, insb. im Bereich der Arbeitszeit,
der Arbeitslosenversicherung, der gew-
erkschaftlichen Vertretung durch Be-
triebsräte und der Gründung der ‚Arbeit-
erkammer‘ als öffentlicher Körper-
schaft, stehen in engem Zusammenhang
mi t  d e r  r e l a t i v en  S t ä rke  de r
Sozialdemokratie in den ersten Jahren
der Republik. Aber die eigentlich revo-
lutionäre Bewegung dieser Jahre waren
die auch in Österreich erstaunlich gut
organisierten ArbeiterInnen- und Sol-
datenräte, die das Prinzip der Rät-
edemokratie, das sich besonders durch
die permanente Kontrolle der Gewähl-
ten durch die Wählenden und durch
das inhaltlich bestimmte Mandat
auszeichnet, praktizierten und verfocht-

en. Die Geschichte der Rätebewegung
in Österreich dauerte fast sieben Jahre
(von 1917 bis 1924) und zählt auch zu
den großen Unbekannten in der öster-
reichischen Geschichte. Dass es in Öster-
reich, anders als etwa in Deutschland,
nicht zu einer revolutionären Situation
oder zu einer Frontstellung zwischen
staatstragender Sozialdemokratie und
revolutionärer Rätebewegung, kam, lag
an der außergewöhnlichen Stärke der
Sozialdemokratie innerhalb der Arbeit-
erInnenbewegung, die damit rasch –
und vor allem in einer ersten Phase [3]
– die ArbeiterInnenräte dominieren kon-
nte. Sie behielten damit jedoch bis zu
ihrer Auflösung und Integration in den
‚Schutzbund‘ eine politische Wirk-
samkeit, vor allem im Bereich der
Lebensmittelversorgung, der Woh-
nungspolitik und der Waffen- und Muni-
tionskontrolle, wie sonst (aufgrund von
massiver Repression und konterrevolu-
tionären Putschen) nirgends in Europa.
Erstaunlich groß war auch die Macht
der Soldatenräte von 1918 bis 1920, als
diese nach dem Zerfall der k.u.k. Armee
zum Organisationsprinzip der selbstge-
gründeten ’Volkswehr’ wurde, die sich
als Hüterin der Errungenschaften vom
November 1918 und als Verteidigerin
der Interessen der ArbeiterInnenschaft
verstand und somit eine mögliche Res-
tauration der Monarchie erfolgreich ver-
hinderte. Erst das Verbot der ’Volk-
swehr’ durch die Friedensverträge von
St. Germain und die Wiederherstellung
der Offiziersgewalt durch das Wehrge-
setz vom März 1920 setzte dieser ers-
t a u n l i c h e n  P h a s e  e i n e s  r ä t -
edemokratisch organisierten Freiwilli-
genheers ein Ende.

Doch der „Schockzustand“ der bürger-
lichen Kräfte hielt nicht lange an und
schon 1920 verfügte das bürgerliche
Lager mit den Christlich-Sozialen an der
Spitze über eine satte Mehrheit im Na-
tionalrat. Ihre von Anfang an skep-
tische Haltung zur Demokratie verwan-
delte sich lediglich in eine strategisch--
machtpolitische Befürwortung und sch-
ließlich wieder in einen zunehmend
radikalisierten Autoritarismus, von dem
die faschistische Agitation der
‚Heimwehren‘ sichtbarster Ausdruck
war.

Portugal 1926 bis 1974
Ausgehend von Braga, einer nordpor-
tugiesischen, stark katholisch geprägten

Kleinstadt, fand am 28. Mai 1926 ein er-
folgreicher Militärputsch statt, der die
Republik zu Fall brachte und die repub-
likanischen Kräfte ins Exil zwang. Die
dreiköpfige Militärjunta hielt jedoch
nicht lang, da ein Palastputsch eines
der drei Mitglieder, des Generals Carmo-
na, die anderen zwei ausschaltete. Die
erste Zeit der Militärdiktatur war einer-
seits von diktatorischen Maßnahmen
wie der Einführung der Pressezensur,
der Eliminierung von BürgerInnenrecht-
en und dem Verbot von Gewerkschafts-
bund (CGT), Freimaurerlogen und Re-
publikanischem Kongress, andererseits
von einer regen Widerstandstätigkeit,
die von Teilen der Armee, ArbeiterIn-
nen, StudentInnen und den im Exil sich
organisierenden RepublikanerInnen ge-
tragen wurde, aber keine „Umkehr“ (re-
viralho) herbeiführen konnte, geprägt.
Erst 1928 wurde der aus dem Milieu
des politischen Katholizismus stam-
mende Ökonomieprofessor der Univer-
sität Coimbra António de Oliveira
Salazar als Finanzminister in die
Regierung geholt, er übernahm dieses
Amt nur unter Annahme seiner Bedin-
gungen, die ihm umfassende Macht
über den gesamten Staatshaushalt, und
damit über alle anderen Ministerien zus-
prachen. In den folgenden Jahren kon-
nte Salazar über diese Form der Fi-
nanzdiktatur große Popularität errin-
gen und in zahlreichen öffentlichen An-
sprachen sein ideologisches Programm,
das zur Errichtung des Estado Novo
führen sollte, formulieren: Apologie des
Starken Staats, ständestaatliche Ge-
sellschaftsordnung, Ausschaltung des
Parlaments, etc.

1932 wurde Salazar zum Präsidenten
des Ministerrats ernannt, in jenes Amt,
das er bis 1968 ausübte und das der Po-
sition des Präsidenten zwar formal un-
tergeordnet war, seine Macht jedoch
praktisch nicht einschränkte. Die Verfas-
sung des Estado Novo, die 1933 in
einem Plebiszit, das jedoch wie alle
Wahlen einem hochgradig kontrol-
lierten propagandistischen Akt ent-
sprach, abgestimmt wurde, entledigte
das Parlament, das seit 1926 nicht
mehr getagt hatte, jeglicher politischer
Handlungsfähigkeit und festigte die Po-
sition des Ministerpräsidenten, der Min-
ister eigenständig entlassen und ein-
stellen konnte, die Gesetzgebung über
Erlässe in der Hand hatte und alle prak-
tischen politischen Entscheidungen kon-
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trollierte. Sie legt darüberhinaus ein
Streikverbot und das Verbot jeglicher
gewerkschaftlicher Aktivität außerhalb
der korporatistischen Sindicatos Nacion-
ais fest.

Die Integrat ion faschist ischer
Herrschaftselemente in das reak-
tionär-katholische ständestaatliche Mod-
ell des Estado Novo ist nicht zu überse-
hen. Die 1930 von Salazar gegründete
Einheitspartei União Nacional erreicht
zwar keineswegs eine Machtposition
wie in Deutschland oder Italien, sie ist
aber ein wichtiges Instrument zur Inte-
gration bzw. Spaltung radikalerer
faschistischer Bewegungen, wie etwa
der Nationalsyndikalisten und der
Camisas Azuis (Blauhemden), die in of-
fene Opposition zu Salazar getreten
waren. Wesentliches Organ omnipräsen-
ter staatlicher Kontrolle und Repression
war die 1933 gegründete Geheimpol-
izei PIDE (Polizei zum Schutz des
Staates), die mit umfassenden Befugnis-
sen, neuester Technologie und laufend
ausgebautem Spitzelwesen ausgestattet
wurde und nicht nur der Verhaftung,
Folterung und Ausschaltung politischer
GegnerInnen diente, sondern die ge-
samte Bevölkerung in Angst und Miss-
trauen versetzte. Aber auch die Grün-
dung von verpflichtenden militanten Ju-
gendorganisationen, die sich explizit
am nationalsozialistischen Modell orien-
tierten und auch rege Kontakte pflegten
oder von der Legião Portuguesa, einer be-
waffneten, nationalen und antikommu-
nistischen Miliz, die sowohl im
Spanischen Bürgerkrieg als auch im In-
neren des Landes eingesetzt wurde,
sowie die Übernahme des faschis-
tischen Grußes, weisen auf eine
Faschisierung des Estado Novo hin.

Auf der ideologischen Ebene waren es
die fünf zentralen Konzepte Gott, Vater-
land, Autorität, Familie und Arbeit, die
Salazar nicht müde wurde zu besch-
wören. Sich selbst in göttlicher Legitim-
ität als Retter der Nation stilisierend,

wollte Salazar den bedingungslosen Ge-
horsam gegenüber der Autorität in
allen gesellschaftlichen Bereichen stabil-
isieren: eine Aufgabe, die im ve-
rarmten, in Analphabetismus und Ob-
skurantismus gehaltenen ländlichen
Bereich, der von Priestern und Landher-
ren leicht zu kontrollieren war,
lediglich einer Fortschreibung und Festi-
gung des Bestehenden bedurfte, in den
Städten jedoch nur mit einer ‚konserva-
tiven Revolution‘, massiven Eingriffen
ins Bildungswesen und in die Arbeitsor-
ganisation und einer antiurbanistischen
Ideologie erreicht werden konnte. In
einer patriarchalen Gesellschaft war hi-
erzu die – dem Vater gehorchende –
Familie das ideale Modell, der „heilige
Nukleus der Gesellschaft“.

Um durch die dirigistische Wirtschaft-
spolitik nicht die GegnerInnenschaft
der Industriellen und des Großbürger-
tums zu wecken, wurde diesen erhe-
bliche staatliche Unterstützung zuteil,
vor allem über mehrere Industrial-
isierungsprogramme in den 50er
Jahren, aber natürlich auch durch die
Eliminierung sämtlicher ArbeiterInnen-
rechte.

Dazu kommt noch der nostalgische,
aber deshalb nicht minder aggressive
Nationalismus – er knüpfte v.a. an der
Kreuzzugs- und Christianisierungside-
o l o g i e  a n  [ 4 ]  –  d e r  a l l e  g e -
se l l s cha f t l i chen  Spannungen
übertünchen, den Estado Novo als
Rekonstruktion der ehemaligen Größe
einbilden sollte und der schließlich in
die blutigen, von Massakern an der
Zivilbevölkerung begleiteten Kolo-
nialkriege mündete.

[1] Die ersten Impulse zu einer Historiogra-
phie des österreichischen Faschismus, ka-
men so auch nicht aus Österreich, sondern
etwa von dem emigrierten Historiker und
Widerstandskämpfer Francis L. Carsten,
mit dem 1977 im englischen Original und

1978 in der deutschen Übersetzung er-
schienenen Buch ‚Faschismus in Öster-
reich. Von Schönerer zu Hitler‘. Bis heute
zählt die von Emmerich Talos heraus-
gegebene Aufsatzsammlung (EA, 1984)
„Austrofaschismus“ zu den wichtigsten
Überblicken über diese Zeitspanne.
Daneben gibt es mittlerweile eine ganze
Reihe von – großteils nicht publizierten –
wissenschaftlichen Arbeiten zu einzelnen
Aspekten des austrofaschistischen
Regimes.

[2] Die republikanische Bewegung hatte es
in den Jahrzehnten vor der Revolution
geschafft, die klassische Basis des Liberalis-
mus, das städtische Bürgertum, auszuweit-
en auf Teile der ArbeiterInnenklasse und
der unteren und mittleren Ränge des Mil-
itärs.

[3] Es gab bei den ArbeiterInnenräten bis
1919 sogar das Statut, dass nur Mitglied-
er der SDAP aufgenommen wurden. Diese
Klausel wurde danach gestrichen und
durch das Bekenntnis zu „Sozialismus“
und „Klassenkampf“ ersetzt. vgl. Hans
Hautmann: Die Arbeiter- und Soldaten-
räte. – in: E. Talos u.a. (Hg.): Handbuch
des politischen Systems Österreichs. Erste
Republik 1918-1933.

[4] Auch hier ergibt sich eine Parallele
zum Austrofaschismus, der die Kreuzzugs-
rhetorik mit Vorliebe auf den „Bolschewis-
mus“ bezog.
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